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Zur Entwicklung der EU und ihren Perspektiven 

Reaktionäres Projekt
Lenin hat bekanntlich festgestellt: „Vom Standpunkt der ökonomischen Bedin-
gungen des Imperialismus (…) sind die Vereinigten Staaten von Europa unter 
kapitalistischen Verhältnissen entweder unmöglich oder reaktionär.“ Er sollte 
auch hier Recht behalten: Je mehr die EU sich als Vereinigte Staaten von Europa 
aufstellt, desto reaktionärer zeigt sie sich. Sie dient als Instrument zur Aushebe-
lung der von der Arbeiterklasse in den nationalen Klassenkämpfen erkämpften 
demokratischen und sozialen Rechte. Sie ist Instrument zur Unterdrückung der 
schwächeren Länder. Sie ist der Rahmen, in dem die stärksten imperialistischen 
europäischen Großmächte BRD und Frankreich ihre Kooperation und Kon-
kurrenz austragen und sich bereits in zunehmender Rivalität zu den nach wie 
vor militärisch viel stärkeren USA aufstellen. … Dem deutschen Imperialismus 
dient die EU vor allem zur Verschleierung seiner militärischen Großmachtpläne. 
Nach zwei gescheiterten Anläufen zur Weltmacht hat die deutsche Finanzolig-
archie dazugelernt. Dazu Originalton von EU-Kommissions-Präsidentin Ursula 
von der Leyen vom 10. Januar 2019: „Wie die Entstehungsgeschichte der heute 
allseits akzeptierten Errungenschaften EU-Binnenmarkt oder Freizügigkeit 
zeigt, erzielen wir wesentliche Fortschritte in Europa nicht im Hauruckverfah-
ren. Sondern es braucht vertrauensbildende Zwischenschritte und Mitgliedstaa-
ten, die entschlossen vorangehen. Auf dem Gebiet der Verteidigung ist Deutsch-
land gemeinsam mit Frankreich Treiber in Europa.“

Gegen das Weltmachtstreben
Mit diesem Gesamtbild wäre die gegenwärtige Lage der EU einzuschätzen: 
Welche Kräfte machen sich in Frankreich und in der BRD für den Vorschlag des 
französischen Präsidenten Emmanuel Macron stark zur gemeinsamen Beherr-
schung der EU als Weltmacht gegen die USA und China – und welche Interessen 
stellen sich dagegen? Aus der nach wie vor starken Kooperation der deutschen 
Imperialisten mit dem US-Imperialismus in EU und NATO entwickeln sich mit 
einer gewissen Notwendigkeit zunehmend die Elemente der Konkurrenz. Dem 
militärischen Weltmachtstreben des deutschen Imperialismus und der Gefahr, 
dass er sich ein drittes Mal zum Hauptaggressor in der Welt entwickelt, stehen 
aber zwei wesentliche Barrieren entgegen. Erstens: das Interesse der anderen 
Imperialisten. Das Interesse der US-Imperialisten ist dabei immer wieder mit 
dem deutschen Kooperationsangebot unterlaufen worden, das mit dem Welt-
machtstreben ebenfalls zunahm, bis hin zur „Zeitenwende“. Teile der französi-
schen Monopolbourgeoisie setzen auf der anderen Seite weiter auf die EU-Ko-
operation zum Erhalt der eigenen Weltmachtposition, fordern aber mit der 
wachsenden Macht des deutschen Imperialismus zunehmend Absicherungen.

Die zweite dem Weltmachtstreben des deutschen Imperialismus entgegenste-
hende Barriere ist der nationale Klassenkampf: Das Volk hat kein Interesse 
am Krieg. Selbst die ungeheure Medienmacht der Finanzoligarchen hat keine 
subjektive Mehrheit für Aufrüstung geschaffen, weder in Deutschland noch in 
anderen Ländern. In Deutschland gibt es weder eine Mehrheit für Aufrüstung 
unter dem US-Mantel noch für eine EU-Militärweltmacht. Deshalb liegt dem 
deutschen Imperialismus so viel am Mythos vom Friedensprojekt Europa. Er 
braucht – hier sind wir wieder bei Lenin – den Opportunismus in der Arbeiter-
bewegung, um den Mythos aufrechtzuerhalten.

(von S. Müller, aus UZ 12.04.24)

WÄHLEN

Wer den Kampf um Frieden, 

   gegen die Kriegspolitik von NATO und EU, 

   gegen Hochrüstung, Waffenlieferungen und Wirtschaftskrieg stärken will

Wer Frieden mit Russland und China will

Wer will, dass Deutschland aus der NATO und der EU austritt 

   und die US-Soldaten und US-Atombomben aus dem Land wirft

Wer gegen Kahlschlag, Kaputtsparen der öffentlichen Daseinsvorsorge und 

      sinkende Reallöhne nicht auf die Illusion von Sozialpartnerschaft setzen will

Wer der staatlich geförderten Verarmungspolitik der Monopole

    den gemeinsamen Kampf der Werktätigen entgegensetzen will

Wer seine Stimme 

  nichtabgeben, 

  sondern mit ihr für 

  Frieden, gegen Armut 

  und Demokratieabbau 

  demonstrieren will

Wer den Abbau 

  demokratischer Rechte 

  und die Uniformität 

  der Qualitätsmedien 

  nicht länger 

  hinnehmen und die

   „Ruhe an der 

  Heimatfront“ 

  stören will

Wer Frieden für Palästina will und die Diffamierung jeglicher 

    Kritik an Israel als antisemitisch nicht zulassen will

Wer internationale 

   Solidarität vorne 

   anstellen will und 

   nicht die Interessen

   des (deutschen) 

   Monopolkapitals

Wer nicht will, 

   dass Geflüchtete und 

   Migranten danach 

   bewertet werden, 

   ob sie sich für den 

   Profit des Kapitals verwerten 

   lassen
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Ich bin 66 Jahre alt und von Beruf Zimmerer.
Ich kandidiere für und mit der DKP bei den Wahlen 
zum EU-Parlament am 9. Juni, weil ich die EU für 
einen Etikettenschwindel halte. Allein schon diese 
anmaßende Bezeichnung “Europa-Wahl“ macht 
mich ärgerlich. Europa ist viel mehr als die EU, Euro-
pa reicht bis zum Ural und das größte Land Europas 
ist Russland. Im EU-Parlament würde ich das auch 
genau so sagen, und um in Europa mit anderen Völ-
kern friedlich zusammenleben zu können, muss man 
miteinander sprechen und sich verständigen, das 
ganze nennt sich Völkerverständigung. 
 
Von der Konfrontationspolitik der Bundesregierung 
und der EU halte ich überhaupt nichts. Horrende 
Summen werden für Krieg und Rüstung ausgege-
ben, aber für Schulen, Krankenhäuser und Soziales 
ist kein Geld da. Die Wohnungsnot grassiert, doch 
um die Rendite der privaten Wohnungskonzerne zu 
steigern wird nicht neu gebaut - das ist absurd. Soge-
nannte „Europarichtlinien“ verpflichten Kommunen, 
die ohne die EU-Verträge eigenständig und kommu-
nal gebaut haben und so günstige Mieten anbieten 
konnten, nun ihre Wohnungsneubauten öffentlich 
und europaweit für private Firmen auszuschreiben.
Diese auf Profit orientierte Herangehensweise mittels 
absurder EU-Gesetze führt zu eben diesem Mieten-
wahnsinn, den wir gerade erleben. Ich bin vom Bau 
und weiß wovon ich rede. Die meisten Parlaments-
mitglieder sind geschulte Akademiker, die Lob-
byarbeit für die Großindustrie machen. Auch nicht 
mehr überall, wo “Linke“ draufsteht, ist auch “Linke“ 
drin. Wer tatsächlich linke Politik im Interesse der 
werktätigen Bevölkerung will, sollte sich nicht vom 
Antikommunismus anstecken lassen und die Kom-
munisten wählen. Die DKP ist die einzige Partei, die 
konsequent für den Frieden eintritt und gegen die 
Umverteilung von Volksvermögen in die Taschen 
der Rüstungskonzerne. 2023 hat die Bundeswehr 18 
Stück neue Leopard-Panzer bestellt, die kosten uns 
Steuerzahler 526 Millionen Euro, das heißt einer 
alleine kostet 29,2 Millionen Euro! Denken Sie mal 
darüber nach, wieviele Schulen man davon bauen 
könnte oder wieviel Krankenpflegepersonal mit dem 
Geld bezahlt werden könnte.

Ich bin 61 Jahre alt und arbeite als Angestellter. Seit 
2002 lebe ich in Neukölln und bin in der Eisenbahn- 
und Verkehrsgewerkschaft (EVG) und als Betriebs-
ratsvorsitzender eines Bahnunternehmens aktiv.

Neben meiner aktiven Arbeit mit und in der DKP 
setze ich mich als Gewerkschafter seit mehr als vier 
Jahrzehnten konsequent für die Interessen der Kol-
leginnen und Kollegen ein. Die zunehmende Armut 
und soziale Ungerechtigkeit in Deutschland ist mei-
ne Motivation für mein gesellschaftliches Engage-
ment. Während für das Militär immer mehr Geld 
zur Verfügung steht, werden unsere Bildung, das 
Gesundheitswesen oder der öffentliche Verkehr ver-
nachlässigt. Seit Jahrzehnten werden Schulen, Kran-
kenhäuser oder der Schienenverkehr immer mehr 
in die Hände privater Unternehmen gegeben oder 
deren Einfluss ausgesetzt, so dass dort mehr Profite 
erzielt werden. Steuergelder werden so umverteilt.

 In meinem Berufsleben habe ich die unterschied-
lichsten Phasen durchlaufen: Berufsausbildung, 
Arbeitslosigkeit, Sozialhilfebezug, Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen, Zeitverträge. Schließlich habe 
ich auf dem zweiten Bildungsweg mit Mitte dreißig 
Sozialökonomie studiert, um mich besser wehren 
zu können. Als Interessensvertreter erlebe ich die 
Auswirkungen des Sozialraubs. Wer arbeitslos ist 
wird bestraft und Niedriglohnbereiche machen die 
Tarifverträge kaputt. Daran haben alle etablierten 
Parteien ihren Anteil. Damit muss Schluss sein.

Als Eisenbahner erlebe ich zudem die Folgen der Pri-
vatisierung. Auf die Gefahren, die daraus entstehen 
- aktuell sichtbar bei der Deutschen Bahn - haben 
Betriebsräte seit Jahren hingewiesen. Das Ergebnis ist 
immer gleich: Die Leistungen der privatisierten Un-
ternehmen werden letztlich teurer, die Versorgung 
schlechter und die Profite sacken sich Unternehmen 
ein. Wir treten ein für eine solidarische Gesellschaft 
ohne Profitstreben und Arbeitslosigkeit. Wir fordern 
mehr Lohn, mehr Personal und kürzere Arbeitszei-
ten, bei vollem Lohn- und Personalausgleich.

Ich bin seit 20 Jahren Mitglied der DKP. Schon 
immer stand für mich der Kampf um Gerechtigkeit 
im Vordergrund. So war ich als Mitglied der SDAJ in 
verschiedenen Bewegungen aktiv. Ob Blockaden von 
Nazis oder Streiks für besseres Bildungssystem. Eine 
Frage die mich immer umgetrieben hat, ist die Frage 
von Krieg und Frieden. 

Ich bin davon überzeugt, dass jeder Mensch ein 
Leben in Frieden und Sicherheit verdient. Aktuell 
heißt das, sich gegen jede Beleidigung und Verleum-
dung klar auf die Seite des palästinensischen Volkes, 
gegen den Völkermord durch Israel zu stellen. Es 
heißt für mich auch die Beteiligung Deutschlands 
an diesen Kriegsverbrechen klar zu benennen. Die 
autoritäre Art, wie die sogenannte Staatsräson gerade 
in einer breitesten Koalition von AfD bis in Teile der 
Linken durchgedrückt wird, braucht Widerstand. 
Der militärisch-reaktionäre Staatsumbau muss durch 
eine breite, geschlossene gesellschaftliche Bewegung, 
eine Friedens-APO, zurückgedrängt werden. 

In vielen dieser Fragen können wir uns aktuell 
wenig auf die Parlamente verlassen. Sie dienen der 
Durchsetzung einer arbeiterfeindlichen Politik. 
Im Zuge des Demokratieabbaus verschwinden die 
Parlamente in der Bedeutungslosigkeit. Besonders 
das EU-Parlament hat so gut wie keine Befugnisse.

Ich kandiere dennoch für dieses Parlament. Aber 
nicht, weil ich daran glaube, dass wir innerhalb 
dieses Parlamentes eine wirklich fortschrittliche 
Politik machen können, sondern ich kandidiere, um 
gemeinsam mit unseren Schwestern und Brüdern 
aus anderen EU-Staaten für die Bewegungen der 
Straße und der Betriebe ein Sprachrohr zu sein, die 
Bewegungen außerhalb der Parlamente mit Informa-
tionen zu versorgen und somit die außerparlamenta-
rische Bewegungen zu stärken.

Die EU - ein Friedensprojekt?  Nein, ganz si-
cher nicht. Auch der Friedensnobelpreis, der ihr 
2012 verliehen wurde, macht sie nicht dazu. Die 
EU-Verträge verpflichten alle Mitgliedsstaaten zur 
Aufrüstung und zur Beteiligung an gemeinsamen 
Militäreinsätzen, gerne auch mal weltweit. Gemein-
same Rüstungsproduktion, eine EU-Armee als Ziel 
und neuerdings sogar eine gemeinsame Atomwaffe: 
Friedensprojekte? 

Gegen diese Entwicklung ist eine starke Friedensbe-
wegung nötig. Als aktives Mitglied der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft (GEW) finde ich es 
enorm wichtig, dass sich vor allem unsere Gewerk-
schaften wieder stärker in die Friedensbewegung 
einbringen. Der Kriegskurs der EU, den die Bundes-
regierung mit vorantreibt, hat Gewinner, darunter 
die Rüstungsindustrie, und Verlierer, vor allem die 
Lohnabhängigen und ihre Familien. Da ist doch klar, 
wie sich unsere Gewerkschaften positionieren müs-
sen: gemäß ihrer Tradition und ihren Beschlüssen 
gegen die Kriegsgefahr, gegen Aufrüstung und die 
Kehrseite davon: den Sozialabbau.  
 
Ich ziehe bis heute meine Kraft aus den Erfahrun-
gen einer starken Friedensbewegung und erinnere 
mich zum Beispiel an den Friedensstreik 1983 von 
hunderten Lehrerinnen und Lehrern in West-Berlin. 
Heute ist dieser Kampf schwieriger, aber mit dem 
Aufruf „Gewerkschaften gegen Rüstung und Krieg“ 
haben wir ein gutes Instrument in der Hand: 
www.gewerkschaften-gegen-aufruestung.de 

Die EU – ein Hort der Freiheit? Der Freiheit von 
Kapital, Geld- und Warenströmen ja. Genau da-
für wurde sie gegründet. Die „Reisefreiheit“ der 
EU-Bürger innerhalb der Mitgliedsstaaten ist die 
Beigabe, ohne die die Kapitalfreiheit nicht zu haben 
war. Diese „Reisefreiheit“ aber ist ein Hohn ange-
sichts der bewaffneten Abschottung der EU-Gren-
zen mit FRONTEX und Zäunen, Pushbacks und 
Abschiebungen - gegen Menschen, die vor Krieg und 
Verfolgung fliehen müssen.
 
Ich stehe ein für eine Politik, die sich nicht gegen 
diese Menschen, sondern gegen die Zerstörung ihrer 
Lebensgrundlagen durch Krieg und globale Ausbeu-
tung  richtet.

Ich bin 28 Jahre alt und gelernter Bibliothekar; arbei-
te derzeit aber im Werbebereich. Vor rund zehn Jah-
ren bin ich nach Berlin gezogen. Seit etwa dreiein-
halb Jahren arbeite ich aktiv in der SDAJ. Ich besuche 
dort die Gruppenabende der Gruppe Berlin Süd-
West. Außerdem bin ich Mitglied der Landesleitung 
des Landesverbands Ost und des Bundesvorstands. 
Seit einigen Monaten bin ich auch Mitglied der DKP 
und dort in der Ortsgruppe Neukölln aktiv. Ich woh-
ne in Neukölln in unmittelbarer Nähe zur Sonnenal-
lee und habe in den letzten Monaten die Wut und die 
Trauer über den Genozid in Gaza hautnah miterlebt 
– genauso wie die Gewalt der Polizei, die sich gegen 
alle richtet, die sich mit Palästina solidarisch zeigen. 
Ich habe aber auch Momente der Stärke und der 
Einigkeit gesehen, die zeigen, dass sich Solidarität 
nicht verbieten lässt. So etwas gibt mir Kraft, zeigt 
mir, dass es sich zu kämpfen lohnt und dass wir nicht 
allein stehen. Die deutsche Staatsräson, deren Inhalt 
es ist, bedingungslos hinter Israel zu stehen, ist nicht 
im Sinne der großen Mehrheit der Bevölkerung.

Die BRD und ihre westlichen Verbündeten stecken 
in einer tiefen Krise. Um die Ursachen dieser Krise 
zu verschleiern und die Bevölkerung im Griff zu 
halten, setzt dieser Staat stärker auch rechte Partei-
en und faschistische Kräfte ein. So zeichnet sich in 
Deutschland ein Rechtsruck mit fatalen Folgen ab 
für alle, die sich nicht den Interessen der großen 
Konzerne und diesem Staat unterordnen wollen. Das 
zeigt sich nicht nur beim Gaza-Krieg: Am 8. und 9. 
Mai – dem Tag der Befreiung und dem Tag des Sie-
ges – hat die Polizei im Treptower Park und anderen 
Ehrenmälern in Berlin die Fahne der Sowjetunion, 
also die Fahne der Befreier vom Faschismus, ver-
boten. Wer auf solche Missstände hinweist oder gar 
Waffenlieferungen in die Ukraine kritisiert, gilt als 
„Putinversteher“. Die BRD und ihre Konzerne wollen 
einen Krieg führen – da sind Stimmen, die sich dem 
entgegenstellen nicht willkommen. Die Jugend spielt 
dabei eine besondere Rolle. Sie muss im Zweifelsfall 
in den nächsten großen Krieg ziehen. 

Gegen diese Missstände lohnt es sich, die DKP zu 
wählen. Sie ist die einzige Partei, die sich konsequent 
gegen Aufrüstung und für die Rechte der Jugend aus-
spricht. Aber auch abseits von Wahlen gilt es, aktiv 
zu werden gegen diese Zustände.
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